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Bundesgesetz, mit dem das Bundeshaftungsobergrenzengesetz 
geändert und das EUROFIMA-Gesetz aufgehoben wird; Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Dr. Wiedermann-Ondrej, 

die Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) bedankt sich für die Übermittlung des im Betreff ge-
nannten Gesetzesentwurfs und nimmt wie folgt Stellung.

I. Allgemeines

Budgetpolitisch ist eine staatsweite Vereinheitlichung der Berechnung sowie die Limitierung der 
Haftungsobergrenzen basierend auf den Einnahmen positiv zu sehen. Fälle wie in der Vergangen-
heit, in denen öffentliche Finanzen aufgrund schlagend werdender Haftungsvolumina stark unter 
Druck gebracht wurden, werden dadurch unwahrscheinlicher. Die Transparenz und Stabilität der 
Staatsfinanzen werden verbessert.

Gleichzeitig ist jedoch in den nächsten Jahren darauf zu achten, dass der Spielraum für Unter-
nehmenshaftungen des Bundes (betrifft insbesondere die Exportförderung und Unternehmenskre-
dite) temporär nicht auf schädliche Weise eingeschränkt werden muss.

II. Im Detail

Zu § 1 Abs. 1, 3 und 5 (Haftungsobergrenzen)
Im Jahr 2019 ergibt sich für den Bund durch die neue Berechnungsart eine Reduktion der Ober-
grenze für zugesagte Haftungen von bisher 197 Mrd. Euro auf rund 89 Mrd. Euro. Gemäß Bundes-
rechnungsabschluss 2017 betrugen die übernommenen Bundeshaftungen inklusive bisher berück-
sichtigter außerbudgetärer Einheiten des Bundes 93 Mrd. Euro (ohne Zinsen und Kosten). Zahlen 
für das Jahr 2018 sind aktuell noch nicht verfügbar. 2019 dürfte demnach die Haftungsober-
grenze durch den Bund – soweit beurteilbar – ausgeschöpft werden. Dies könnte unter Umstän-
den den Spielraum für Haftungen des Bundes vorübergehend einschränken. Aufgrund der jährlich 
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